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Bericht der Nationalen Kommission zur Verhütung von Folter betref.. 

fend Besuch in der Klinik für forensische Psychiatrie Rheinau vom 

21. Dezember 2017 und in der Psychiatrischen Universitätsklinik Zü­

rich (PUK) vom 7. Februar 2018; Stellungnahme

Sehr geehrter Herr Präsident 

Wir beziehen uns auf Ihre Einladung zur Stellungnahme in oben erwähnter Angelegen­
heit. Zu den Feststellungen und Empfehlungen gemäss Berichten der Nationalen Kom­
mission zur Verhütung von Folter (NKVF) vom 25. Juli 2018 über den Besuch in der 
Klinik für forensische Psychiatrie Rheinau vom 21. Dezember 2017 und in der Psychi­
atrischen Universitätsklinik Zürich (PUK) am Standort Lenggstrasse vom 7. Februar 
2018 äussern wir uns wie folgt 

1. Bericht der NKVF vom 25. Juli 2018 über den Besuch in der Klinik

für Forensische Psychiatrie Rheinau vom 21. Dezember 2017

Vorbemerkungen 

Beim unangekündigten Nachfolgebesuch ging es unter anderem um den Stand der 
Umsetzung der 2013 getroffenen Empfehlungen. Der vorgelegte Bericht der NKVF 
kommt zusammenfassend zu einem positiven Eindruck. Begrüsst wird u.a., dass einige 
Empfehlungen der Kommission, z.B. hinsichtlich Durchführung des Eingangsbades 
bzw. der Videoüberwachung, umgesetzt wurden. Die bereits im Bericht erwähnte zwi­
schenzeitliche Ergänzung des Sicherheitshandbuchs betreffs Eintrittsprozess liegt die­
sem Schreiben bei. 

Gesamthaft sieht sich die Psychiatrische Universitätsklinik Zürich durch den Bericht der 
Kommission in ihrem Bemühen unterstützt, für die untergebrachten Patientinnen und 
Patienten eine möglichst adäquate und zielführende Behandlung ohne vermeidbare zu­
sätzliche Freiheitseinschränkungen zu ermöglichen. 
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